
Artikel 25

Die Familie steht unter dem besonderen Schutz der Verfassung. 
Die Ehe beruht auf der Gleichberechtigung der beiden Geschlechter.

Artikel 26

Die Frau ist auf allen Gebieten des staatlichen, wirtschaftlichen, 
gesellschaftlichen Lebens dem Manne gleichgestellt. Alle gesetzlichen 
Bestimmungen, die der Gleichberechtigung der Frau entgegenstehen, 
sind aufgehoben.

Für gleiche Arbeit hat die Frau das Recht auf gleiche Entlohnung 
wie der Mann. Die Frau genießt besonderen Schutz im Arbeitsver­
hältnis.

Die Mutterschaft hat Anspruch auf Schutz und Fürsorge der 
Republik. Die außereheliche Mutter steht der ehelichen Mutter gleich.

Die Tatsache der außerehelichen Geburt darf dem Kinde nicht 
zum Nachteil gereichen. Ihm sind die gleichen Bedingungen für die 
leibliche, geistige und gesellschaftliche Entwicklung zu schaffen wie 
dem ehelichen Kinde.

Artikel 27

Jeder Bürger hat das gleiche Recht auf Bildung. Sie wird ihm 
durch öffentliche Einrichtungen gewährleistet.

Für die Bildung der Jugend und ihre schulische Erziehung sorgen 
öffentliche Anstalten. Bei ihrer Einrichtung wirken Republik, Länder 
und Gemeinden zusammen.

Die öffentliche Erziehung erfolgt durch eine für Knaben und 
Mädchen gleiche organisch gegliederte Einheitsschule mit demokra­
tischem Schulsystem auf der Grundlage der allgemeinen Schulpflicht.

Artikel 28

Die allgemeine Schulpflicht wird durch die Grundschule erfüllt.
Nach Beendigung der Grundschule erfolgt die systematische 

Weiterbildung in der Berufs- oder Fachschule, in der Oberschule und 
in anderen Bildungseinrichtungen.

Der Besuch der Berufsschule ist Pflicht aller Jugendlichen, min­
destens bis zum vollendeten achtzehnten Lebensjahre, wenn sie keine 
andere öffentliche Schule besuchen. Die Berufsschule dient der fach­
lichen Weiterbildung der Schüler. Die Oberschule vermittelt Wissen
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